 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102487/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***R*** in der Beschwerdesache ***Bf***,
**EBf-Adr***, vertreten durch ***Stb***, (iber die Beschwerde vom 05.01.2023 (eingelangt
am 10.01.2023) gegen den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 04.01.2023, betreffend
Festsetzung einer Zwangsstrafe gemall § 16 WIiEReG iVm § 111 BAO, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Beschwerdefiihrerin ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, die im Jahr 2022 errichtet
und ins Firmenbuch eingetragen wurde. Am Stammkapital der Beschwerdefiihrerin sind eine
naturliche Person zu 42,5 % und zwei deutsche Unternehmergesellschaften zu 47,5 % und 10 %
beteiligt. Die Beschwerdefiihrerin ist seit 05.03.2024 aufgeldst und in Liquidation. Liquidatorin
und Liquidator sind die ehemalige Geschaftsfiihrerin und der ehemalige Geschéaftsfihrer der
Beschwerdefihrerin.

Mit Erinnerungsschreiben vom 29.10.2022 forderte die Abgabenbehdrde die Beschwerde-
fuhrerin auf, die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer entsprechend der Bestimmung des
§ 5 Wirtschaftliche Eigentliimer Registergesetz (WIiEReG) bis spatestens 20.12.2022
nachzuholen.

Fiir den Fall der Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehorde die Festsetzung einer
Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € an.

Mit Bescheid vom 04.01.2023 setzte die Abgabenbehdérde die mit Erinnerungsschreiben vom
29.10.2022 angedrohte Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € fest. In der Begriindung flihrte sie
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aus, dass der Zweck der Zwangsstrafen darin bestehe, den Abgabepflichtigen bei einem
objektiven VerstoR gegen gesetzliche oder behordliche Anordnungen zur Befolgung selbiger zu
verhalten. Die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer im Sinne des § 5 WiEReG diene dem
Zweck der Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems flir Geldwascherei und Terrorismus-
finanzierung. § 16 WIiEReG sehe vor, dass die Abgabenbehorde die Vornahme der Meldung
nach § 5 WIiEReG durch Verhangung einer Zwangsstrafe gemald § 111 BAO erzwingen kdnne,
wenn diese nicht oder nicht vollstandig erstattet werde. Da diese Meldung von der
Beschwerdefiihrerin nicht in der vom Gesetz geforderten Weise erstattet worden sei, werde
eine Zwangsstrafe in der Hohe von 1.000 € festgesetzt. Zudem forderte die Abgabenbehorde
die Beschwerdeflihrerin auf, die bis dahin unterlassene Meldung bis 27.02.2023 nachzuholen.
Fir den Fall der neuerlichen Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehdérde die Festsetzung einer
weiteren Zwangsstrafe in Hohe von 4.000 € an.

Mit Schreiben vom 05.01.2023 (eingelangt am 10.01.2023) erhob die steuerliche Vertretung
der Beschwerdefiihrerin Beschwerde gegen den Bescheid Uber die Festsetzung einer
Zwangsstrafe vom 04.01.2023 und fiihrte begriindend aus, dass zur Rechtzeitigkeit angemerkt
werden dirfe, dass gegenstandliche Bescheide am 04.01.2023 zugestellt worden seien.
Tatsachlich hatten weder die Beschwerdefiihrerin noch die steuerliche Vertretung als
zustellungsbevollmachtigter Vertreter, Kenntnis von den Bescheiden gehabt. Es seien weder
Mahnungen noch sonstige Schriftstiicke in diesem Zusammenhang lGbermittelt worden. Die
steuerliche Vertretung raumte ein, dass eine Erinnerung am 29.10.2022 an die Beschwerde-
fuhrerin in die Databox von FinanzOnline zugestellt worden sei. Festzuhalten sei, dass eine
wirksame Zustellung nur an die steuerliche Vertretung hatte erfolgen kénnen.

GemaR § 5 Abs 6 WIiEReG werde mit der Vornahme einer erstmaligen Meldung an das
Wirtschaftliche Eigentiimerregister durch den bevollmachtigten Vertreter die Vollmacht auch
gegeniber der Behorde wirksam offengelegt, da sich hierdurch auf die erteilte Vollmacht
berufen werde. Dariiber hinaus sei die Vollmacht samt Zustellvollmacht auch in FinanzOnline
hinterlegt worden.

Die steuerliche Vertretung verwies auf die geltende Judikatur, zB Bundesfinanzgericht
(gemeint: Unabhangiger Finanzsenat) RV/0110-1/07 vom 29.03.2010:

»,Nach der Rechtsprechung des VwWGH schliefst eine allgemeine Vollmacht grundsdtzlich die
Zustellvollmacht ein (VWGH 23.10.2008, 2007/16/0032). Die Bestellung eines Vertreters (auch
zum Zustellungsbevollmdchtigten) wird jedoch erst mit der Bekanntgabe — etwa durch Vorlage
der Vollmachtsurkunde oder auch durch Berufung auf die erteilte Vollmacht (zB im Sinne des

§ 88 Abs. 9 WTBG) — gegeniiber der Behorde wirksam (siehe aus letzter Zeit VwGH 5.11.2009,
2009/16/0214). Fiir Parteienvertreter bietet das Verfahren FinanzOnline die Mdglichkeit, die
Begriindung, Anderung oder Beendigung von Vollmachtsverhdltnissen der Abgabenbehérde auf
elektronischem Weg anzuzeigen (,,Verwaltung Klientendaten®), wobei technisch vorgegeben ist,
dass eine Zustellbevollmdchtigung gesondert eingetragen wird.

Die steuerliche Vertretung beantragte, den Bescheid aufzuheben bzw die Zwangsstrafen zu
stornieren.
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Mit Beschwerdevorentscheidung vom 31.05.2023 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen und im Wesentlichen damit begriindet, dass der Einwand, die Erinnerung vom
29.10.2022 sowie die Festsetzung der Zwangsstrafe vom 04.01.2023 seien dem Rechtstrager
selbst zugestellt worden, nicht nachvollzogen werden kénne. Laut Auskunft der ID-
Verfahrensbetreuung seien beide Schriftstiicke in die Databox des zustellbevollmachtigten
steuerlichen Vertreters (SID ***12345678***) zugestellt worden. Die Erinnerung vom
29.10.2022 sei am 29.10.2022 um 20:01 in die Databox des steuerlichen Vertreters zugestellt
und am 30.10.2022 um 7:00 gelesen worden. Der Bescheid Uiber die Festsetzung einer
Zwangsstrafe vom 04.01.2023 sei am 04.01.2023 um 17:09 in die Databox des steuerlichen
Vertreters zugestellt und am selben Tag um 19:50 gelesen worden. Da im gegenstandlichen
Fall trotz ausreichender Fristen eine Meldung an das Register nicht erfolgt sei, sei die
Zwangsstrafe zu Recht festgesetzt worden.

Mit Schriftsatz vom 29.06.2023 stellte die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin den
Antrag auf Entscheidung lber die Beschwerde durch das Bundesfinanzgericht und fihrte
weiter aus, dass sie als zustellbevollmachtigter Vertreter tGber eine Software verfligten, welche
die Databox automatisch auslese und samtliche Schriftstiicke und Bescheide automatisch in ihr
System Ubertrage. Zusatzlich hatten sie aber auch die Moglichkeit Dokumente in FinanzOnline
direkt abzufragen. Die erwdhnten Dokumente befanden sich nicht in FinanzOnline bzw seien
diese fir sie zumindest nicht abrufbar. Warum dies technisch so sei, kdnne von der
steuerlichen Vertretung nicht nachvollzogen werden, von einer Zustellung kénne jedoch immer
nur dann gesprochen werden, wenn das Schriftstiick vom Steuerpflichtigen oder dessen
Vertreter auch tatsachlich wahrgenommen werden kénne. In einem dhnlich gelagerten
Verfahren sei der steuerlichen Vertretung kirzlich die Auskunft erteilt worden, dass
Schriftstiicke, sofern sie als gelesen markiert worden seien, nach einer bestimmten Zeit aus der
Databox gel6scht wiirden. Abgesehen davon, dass dies grundsatzlich schon einen
suboptimalen Zustand darstelle, konne im gegenstandlichen Fall ausgeschlossen werden, dass
diese Schriftstiicke von der Kanzlei der steuerlichen Vertretung gelesen worden seien. Die
steuerliche Vertretung gehe daher davon aus, dass die Zustellung aufgrund eines technischen
Gebrechens von FinanzOnline nicht ordnungsgemal’ habe vorgenommen werden kdnnen. Da
dies die Sphare des Finanzamtes betreffe, konne der Beschwerdefiihrerin kein Vorwurf
gemacht werden. Die steuerliche Vertretung der Beschwerdefiihrerin beantragte daher, den
Bescheid ersatzlos aufzuheben.

Mit Vorlagebericht vom 17.07.2023 wurde die Bescheidbeschwerde von der Abgabenbehorde
zur Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht vorgelegt.
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Il. Uber die Beschwerde wurde erwogen:

1. Sachverhalt

Beschwerdefihrerin ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, die im Jahr 2022 errichtet
und ins Firmenbuch eingetragen wurde. Am Stammkapital der Beschwerdefiihrerin sind eine
natirliche Person zu 42,5 % und zwei deutsche Unternehmergesellschaften zu 47,5 % und 10 %
beteiligt. Die Beschwerdefilihrerin ist seit 05.03.2024 aufgeldst und in Liquidation. Liquidatorin
und Liquidator sind die ehemalige Geschaftsfiihrerin und der ehemalige Geschaftsfiihrer der
Beschwerdefiihrerin.

Die Beschwerdefiihrerin hat die Meldung der wirtschaftlichen Eigentlimer entsprechend der
Bestimmung des § 5 WIEReG unterlassen.

Mit Erinnerungsschreiben vom 29.10.2022 forderte die Abgabenbehdérde die Beschwerde-
flhrerin auf, die Meldung der wirtschaftlichen Eigentimer entsprechend der Bestimmung des
§ 5 Wirtschaftliche Eigentlimer Registergesetz (WIiEReG) bis spatestens 20.12.2022
nachzuholen.

Fiir den Fall der Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehdrde die Festsetzung einer
Zwangsstrafe in Héhe von 1.000 € an.

Die Meldung der wirtschaftlichen Eigentimer im elektronischen Wege tber das
Unternehmensserviceportal an die Bundesanstalt fiir Statistik Osterreich durch die
Beschwerdefiihrerin ist bis spatestens 20.12.2022 nicht erfolgt.

Mit Bescheid vom 04.01.2023 wurde die angedrohte Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € gemal
§ 111 BAO festgesetzt.

Sowohl die Erinnerung vom 29.10.2022 als auch der Zwangsstrafenbescheid vom 04.01.2023
wurden elektronisch via FinanzOnline in die Databox der zustellungsbevollmachtigten
steuerlichen Vertretung der Beschwerdefihrerin (SID ***12345678***) zugestellt:

Die Erinnerung vom 29.10.2022 wurde am 29.10.2022 um 20:01 Uhr in die Databox der
steuerlichen Vertretung zugestellt und am 30.10.2022 um 07:00 Uhr gelesen.

Der Bescheid Uber die Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 04.01.2023 wurde am 04.01.2023
um 17:09 Uhr in die Databox des steuerlichen Vertreters zugestellt und am selben Tag um
19:50 Uhr gelesen.

Die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer im elektronischen Wege (iber das
Unternehmensserviceportal an die Bundesanstalt fiir Statistik Osterreich als
Auftragsverarbeiterin der Registerbehdrde gemald § 5 WIiEReG erfolgte durch die
Beschwerdefiihrerin erst am 18.01.2023.
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Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den von der Abgabenbehdrde dem Bundesfinanz-
gericht vorgelegten Unterlagen, dem Firmenbuchauszug, dem Auszug aus dem Register der
wirtschaftlichen Eigentiimer, dem Screenshot der Applikation , Finanzanwendungen — WiEReG
Zwangs- und Ordnungsstrafen” (,Wieregzos Verfahren”) sowie der folgenden Beweis-
wurdigung:

2. Beweiswiirdigung

Die steuerliche Vertretung bringt in der Beschwerde vor, dass gegenstandliche Bescheide am
04.01.2023 zugestellt worden seien. Diesbezlglich ist zundchst darauf hinzuweisen, dass im
gegenstandlichen Verfahren lediglich ein einziger Bescheid streitgegenstandlich ist, der das
Datum 04.01.2023 ausweist.

Wenn die steuerliche Vertretung in der Beschwerde weiter ausfiihrt, dass weder ihre
Mandantin noch sie als zustellungsbevollmachtigte Vertreter, Kenntnis von oben genannten
Bescheiden (gemeint: genanntem Bescheid) gehabt hatten, dann ist nicht nachvollziehbar, wie
die steuerliche Vertretung bereits am 05.01.2023 (Datum der Beschwerde) Beschwerde gegen
den Bescheid Uiber die Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 04.01.2023 erheben konnte, von
dem — wie von der steuerlichen Vertretung behauptet — weder ihre Mandantin noch sie
Kenntnis gehabt hatten und widerspricht damit ihrem Vorbringen, dass gegenstandliche
Bescheide (gemeint: genannter Bescheid) am 04.01.2023 zugestellt worden seien (gemeint:
sei).

Im Vorlageantrag flhrte die zustellungsbevollmachtigte Vertretung zunachst erklarend aus,
dass sie Uber eine Software verfiige, welche die Databox automatisch auslese und samtliche
Schriftstlicke und Bescheide automatisch in ihr System Ubertrage sowie die Moglichkeit habe,
Dokumente in FinanzOnline direkt abzufragen. Zum weiteren Vorbringen der steuerlichen
Vertretung, wonach sich die erwahnten Dokumente nicht in FinanzOnline befdnden bzw diese
fur sie nicht abrufbar seien, ist zu bemerken, dass die in die FinanzOnline-Databox eines
FinanzOnline-Teilnehmers eingehenden Dokumente, worauf seitens des Bundesministeriums
flr Finanzen auf der FinanzOnline-Homepage ausdriicklich hingewiesen wird, nach
Verstreichen einer gewissen Zeitspanne, deren Dauer davon abhédngt, ob das jeweilige
Dokument in der FinanzOnline-Databox abgerufen (gelesen) oder nicht abgerufen (nicht
gelesen) wurde, automatisch geléscht werden. Abgerufene Dokumente werden den Angaben
auf der FinanzOnline-Homepage zufolge 31 Tage nach dem Abrufen automatisch geldscht
(https://finanzonline.bmf.gv.at/fon/a/hilfe.do?pageld=ffObb4b915826fff43236fac6f8cace,
abgerufen am 03.06.2024).

In der Beschwerdevorentscheidung fiihrte die Abgabenbehérde aus, dass laut Auskunft der
ID-Verfahrensbetreuung sowohl die Erinnerung vom 29.10.2022 als auch der Bescheid tber
die Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 04.01.2023 in die Databox des zustellungsbevoll-
machtigten steuerlichen Vertreters zugestellt wurden und dass die Erinnerung vom 29.10.2022
am 29.10.2022 um 20:01 in die Databox des steuerlichen Vertreters zugestellt und am
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30.10.2022 um 07:00 gelesen wurde, sowie der Bescheid liber die Festsetzung einer
Zwangsstrafe vom 04.01.2023 am 04.01.2023 um 17:09 in die Databox des steuerlichen
Vertreters zugestellt und am selben Tag um 19:50 gelesen wurde. Diese Daten sind das
Ergebnis einer Datenbankabfrage, stellen somit ein Protokoll dar und basieren auf den unten
wiedergegebenen Screenshot der Applikation ,Finanzanwendungen — WiEReG Zwangs- und
Ordnungsstrafen” (,, Wieregzos Verfahren), an deren Richtigkeit das Bundesfinanzgericht nach
dem oben Gesagten nicht zweifelt:

[...]

Dem erwdhnten Screenshot ist zu entnehmen, dass die Erinnerung (Mahnung) am 30.10.2022
um 07:00 Uhr in der FinanzOnline-Databox der steuerlichen Vertretung (SID ***12345678***)
abgerufen wurde. Ausgehend davon, dass in der FinanzOnline-Databox abgerufene Dokumente
31 Tage nach dem Abrufen automatisch geléscht werden, ist es die logische Folge, dass die
Erinnerung (Mahnung) — wie im Vorlageantrag vorgebracht — sich nicht in FinanzOnline
befindet. Ebenfalls aus dem erwahnten Screenshot geht hervor, dass — entgegen dem
Vorbringen in der Beschwerde, dass , eine Erinnerung am 29.10.2022 an unsere Mandantin in
die Databox von Finanzonline zugestellt” worden sei — die Erinnerung (Mahnung) vom
29.10.2022 an die Subjektidentifikationsnummer (SID) der steuerlichen Vertretung
(***12345678***) zugestellt wurde.

Dem oben wiedergegebenen Screenshot ist auch zu entnehmen, dass der Bescheid lber die
Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 04.01.2023 am 04.01.2023 um 17:09 Uhr in die Databox
des steuerlichen Vertreters (SID ***12345678***) zugestellt wurde.

Trotz entsprechender Angaben der Abgabenbehdrde im Rahmen der Beschwerdevor-
entscheidung und den Ausfiihrungen im Vorlagebericht vom 17.07.2023 machte die
Beschwerdefiihrerin keine Angaben, die an einer Zustellung wie dargestellt ernsthaften Zweifel
aufkommen lieRBen. Konkrete Indizien, warum die Logdaten der IT falsch sein sollten, brachte
und legte die Beschwerdefiihrerin nicht vor. Die bloRe Behauptung, ,die erwdhnten
Dokumente befinden sich nicht im Finanzonline bzw sind diese fiir uns zumindest nicht
aufrufbar”, ist angesichts der von der Abgabenbehérde vorgelegten Daten nicht ausreichend,
um im Sinne des § 167 Abs 2 BAO von einer Nichtzustellung der Erinnerung vom 29.10.2022
und des Bescheides liber die Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 04.01.2023 an die
steuerliche Vertretung auszugehen.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Die in § 1 Abs 2 Wirtschaftliche Eigentlimer Registergesetz (WiEReG) aufgelisteten
Rechtstrager, zu denen auch Gesellschaften mit beschrankter Haftung zahlen, haben gemal}
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§ 5 Abs 1 WIEReG, die in dieser Bestimmung genannten Daten Uber ihre wirtschaftlichen
Eigentiimer an die Bundesanstalt Statistik Osterreich als Auftragsverarbeiterin der
Registerbehorde zu melden.

GemaR § 5 Abs 2 WIiEReG hat die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer von den
Rechtstragern im elektronischen Wege (iber das Unternehmensserviceportal an die
Bundesanstalt Statistik Osterreich als Auftragsverarbeiterin der Registerbehérde zu erfolgen.

Wird die Meldung gemall § 5 WIiEReG nicht oder nicht vollstdandig erstattet, kann die
Abgabenbehorde deren Vornahme durch Verhdangung einer Zwangsstrafe gemaR § 111 BAO
erzwingen (§ 16 WiIiEReG).

GemaR § 111 Abs 1 erster Satz BAO sind die Abgabenbehorden berechtigt, die Befolgung ihrer
auf Grund gesetzlicher Befugnisse getroffenen Anordnungen zur Erbringung von Leistungen,
die sich wegen ihrer besonderen Beschaffenheit durch einen Dritten nicht bewerkstelligen
lassen, durch die Verhangung einer Zwangsstrafe zu erzwingen. Zu solchen Leistungen gehort
auch die elektronische Ubermittlung von Anbringen und Unterlagen, wenn eine diesbeziigliche
Verpflichtung besteht.

Die Festsetzung einer Zwangsstrafe liegt dem Grunde und der H6he nach im Ermessen der
Abgabenbehorde. Gemal § 20 BAO miissen Entscheidungen, die nach dem Ermessen der
Behorde zu treffen sind, sich in den Grenzen halten, die das Gesetz dem Ermessen zieht.
Innerhalb dieser Grenzen sind Ermessensentscheidungen nach Billigkeit und ZweckmaRigkeit
unter Berlicksichtigung aller in Betracht kommender Umstdnde zu treffen. Dabei wird dem
Gesetzesbegriff ,Billigkeit” die Bedeutung ,berechtigte Interessen der Partei” und dem Begriff
»ZweckmalRigkeit” die Bedeutung ,6ffentliche Anliegen an der Einbringung der Abgaben”
beigemessen (vgl ua VWGH 24.10.1995, 94/14/0049). Die Ermessenslbung hat sich vor allem
am Zweck der Norm zu orientieren (vgl VwWGH 21.12.1990, 90/17/0233; VWGH 29.09.2011,
2008/16/0087).

Zweck der Zwangsstrafe ist, die Abgabenbehorde bei Erreichung ihrer Verfahrensziele zu
unterstitzen und die Partei zur Erflllung ihrer abgabenrechtlichen Pflichten zu verhalten
(vgl Ritz/Koran, BAO’, § 111 Tz 1).

Nach § 111 Abs 2 BAO muss der Verpflichtete, bevor eine Zwangsstrafe festgesetzt wird, unter
Androhung der Zwangsstrafe mit Setzung einer angemessenen Frist zur Erbringung der von ihm
verlangten Leistung aufgefordert werden.

Die Festsetzung einer Zwangsstrafe ist nur dann rechtswidrig, wenn die verlangte Leistung
unmoglich oder unzumutbar wire oder bereits erfolgt ist (vgl Ritz/Koran, BAO’, § 111 Tz 3;
sowie VWGH 22.04.1991, 90/15/0186).
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Im Hinblick auf die (oben unter Punkt 2) dargelegte Beweiswiirdigung ist davon auszugehen,
dass es keine Anhaltspunkte gab, dass die Meldung von Daten unmdglich oder unzumutbar
gewesen ist, kann die Verhangung einer Zwangsstrafe dem Grunde nach nicht als
unangemessen erachtet werden. Angesichts des Umstandes, dass die Beschwerdefiihrerin bis
zur Verhdangung der Zwangsstrafe mehr als ausreichend Zeit gehabt hatte, eine Meldung zu
erstatten, und sie sich auch durch das Erinnerungsschreiben der Abgabenbehdrde nicht dazu
veranlasst sah, tatig zu werden, erscheint die Verhdangung einer Zwangsstrafe keineswegs
unbillig.

Was die Ermessensiibung der Hohe nach anbelangt, ist zunachst auf den mit dem Register der
wirtschaftlichen Eigentiimer verfolgten Zweck zu verweisen. Das Register der wirtschaftlichen
Eigentiimer, das vom Osterreichischen Gesetzgeber in Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20.05.2015 (4. Geldwasche-Richtlinie)
geschaffen wurde, soll einen wesentlichen Beitrag zur Verhinderung der Geldwascherei und
Terrorismusfinanzierung leisten (vgl ErIRV 1660 BIgNR XXV. GP, 1). Aus Art 30 Abs 1 der

4. Geldwasche-Richtlinie folgt, dass die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen haben, dass die in
ihrem Gebiet eingetragenen Gesellschaften oder sonstigen juristischen Personen
angemessene, prazise und aktuelle Angaben zu ihren wirtschaftlichen Eigentiimern,
einschlielRlich genauer Angaben zum wirtschaftlichen Interesse, einholen und aufbewahren
mussen. Unter Berlicksichtigung dieser Zweckausrichtung sowie bei Wirdigung der oben
genannten Umstande und die Beschwerdefiihrerin bis zur Verhdangung der Zwangsstrafe mehr
als ausreichend Zeit gehabt hatte, tatig zu werden, erscheint die Hohe der festgesetzten
Zwangsstrafe mit 1.000 € nicht unangemessen, bewegt sich diese mit 20 % des in § 111 Abs 3
BAO vorgesehenen Hochstbetrages doch in einem verhaltnismaRig moderaten Bereich.

Da der Zweck der Zwangsstrafe, wie oben dargelegt, darin besteht, die Abgabenbehérde bei
Erreichung ihrer Verfahrensziele zu unterstitzen und die Partei zur Erflllung ihrer Pflichten zu
verhalten, darf eine Zwangsstrafe nicht mehr verhdangt werden, wenn die Anordnung —wenn
auch verspatet — befolgt wurde. MalRgebend ist der Zeitpunkt der Wirksamkeit des die
Zwangsstrafe festsetzenden Bescheides. Wird die Anordnung erst danach befolgt, steht dies
der Abweisung einer Becheidbeschwerde gegen den Zwangsstrafenbescheid nicht entgegen
(vgl VWGH 22.04.1991, 90/15/0186; Ritz/Koran, BAO’ § 111 Tz 1).

Im vorliegenden Fall lag im Zeitpunkt der Zustellung des angefochtenen Zwangsstrafen-
bescheides vom 04.01.2023 (Beschwerde vom 05.01.2023) keine Meldung gemal § 5 Abs 2
WIEReG vor. Letztere erfolgte erst am 18.01.2023. Somit kann in der Festsetzung der
Zwangsstrafe auch unter diesem Gesichtspunkt keine Rechtswidrigkeit erblickt werden.

In der Zusammenschau der angefiihrten Ermessenserwagungen gelangt das Bundesfinanz-
gericht daher zu dem Ergebnis, dass sich die Verhangung der Zwangsstrafe im
gegenstandlichen Beschwerdefall unter den vorliegenden Umstanden als zweckmaRig und als
billig erweist.
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Es war daher spruchgemal’ zu entscheiden.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenstandliche Beschwerdefall lag keine Rechtsfrage vor, der grundsatzliche Bedeutung
zukam. Die vorliegende Entscheidung stiitzt sich auf den klaren und eindeutigen Wortlaut der
zitierten gesetzlichen Bestimmungen sowie auf die zitierte Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichtshofes. Im Ubrigen hing der Beschwerdefall auch von der Lésung einer nicht iber den
Einzelfall hinausgehenden Sachverhaltsfrage ab. Tatsachen sind kein Thema fiir eine
ordentliche Revision.

Die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher nicht zulassig.

Wien, am 7. Juni 2024

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Über die Beschwerde wurde erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



